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(Nr. 2427.)- Allerhöchſte Kabinetsorder vom 17. Januar 1844., betreffend die Diäten und 
Ey Reiſekoſten der Kreisvermittelungs-Kommiſſarien und anderer Sachver⸗ 
ſtändigen bei Bewäſſerungsanlagen. 


Au Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 20. v. M. beſtimme Ich, daß die 
Diaͤten und Reiſekoſten der Mitglieder der Kreisvermittelungs⸗Kommiſſion, der 
Regierungskommiſſarien und Sachverſtaͤndigen bei dem, in den SS. 30. bis 47. 
des Geſetzes uͤber die Benutzung der Privatfluͤſſe vom 28. Februar v. J. an⸗ 
geordneten Verfahren, nach den Vorſchriften der SS. 2. und 3. des Regulativs 
vom 25. April 1836., betreffend die Koſten der gutsherrlich-baͤuerlichen Aus⸗ 
einanderſetzungen u. ſ. w. von den Regierungen fengeßet werden follen. — 
— haben dieſe Order durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu 
bringen. 
Berlin, den 17. Januar 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Muͤhler, v. Bodelſchwingh und Gr. v. Arnim. 


(Nr.-2428.)— Beſtätigungsurkunde des Nachtrags zu dem Statute der Breslau-Schweidnitz⸗ 
Freiburger Eiſenbahn-Geſellſchaft, in Betreff der Verausgabung von 
.- 400,000 Thaler Prioritäts-Aktien vom 11. Dezember 1843. D. d. den 

16. Februar 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Guaden, König ven 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


wollen der von der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft in der 
außerordentlichen e ee vom 11. Dezember v. J. beſchloſſe⸗ 
nen Vermehrung des auf 1,500,000 Thaler feſtgeſetzten Grund⸗Kapitals um 
400,000 Thaler, welche durch Ausgabe ſogenannter Prioritaͤts⸗Aktien beſchafft 
werden ſollen, hiermit Unſere Genehmigung ertheilen und den anliegenden, in 
der Verhandlung vom 11. Dezember v. J. vereinbarten Nachtrag zu dem un⸗ 
term 10. Februar v. J. konfirmirten Statute mit Vorbehalt der Rechte Drit⸗ 
ter, hierdurch beſtaͤtigen. Zugleich befehlen Wir, daß dieſe Genehmigung 2 
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Jahrgang 1843. (Nr. 2427 — 2428.) 


(Ausgegeben zu Berlin den 6. März 1844.) 


Beſtaͤtigung nebſt dem Nachtrage zu dem Statute durch die Geſetz Sammlung 
bekannt gemacht werden foll. * 
Gegeben zu Berlin, den 16. Februar 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. 


| Nachtrag 
zu dem Statute der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, 
in Betreff der Verausgabung von 400,000 Thaler Prioritäts-Aftien. 


1 
D. laut §. A. des Statutes für die Ausführung der Eiſenbahn von 
Breslau nach Schweidnitz und Freiburg feſtgeſetzte Geſellſchaftsfonds von 
1,500,000 Thaler wird um die Summe von 400,000 Thaler, mithin bis zu 
dem Geſammtbetrage von 1,900,000 Thaler erhöht. 

Da hiervon die Summe von 1,500,000 Thaler durch Stamm⸗Aktien 
aufgebracht iſt, ſo ergiebt ſich ein an dem Fonds fehlender Betrag von 400,000 Tha⸗ 
ler, welcher durch Ausgabe von 2000 Stück Prioritaͤts⸗Aktien, jede zu 200 Thaler 
unter den nachfolgenden Bedingungen beſchafft werden ſoll. 


2 

Die Prioritaͤts⸗Aktien werden in fortlaufenden Nummern von 1 bis 2000 
gegen ſofortige Einzahlung ihres vollen Nennwerthbetrages nach dem Litt. A. 
anliegenden Schema, auf weißem Pergamente oder Papiere mit ſchwarzem 
„ Drucke, ausgegeben, und erhalten Zinskoͤupons nach dem beigefuͤgtem Schema 

itt. B., auf weißem Papiere mit rothem Drucke, auf 10 Jahre. 
— Die Prioritaͤts⸗Aktien, fo wie Koupons werden von zwei Mitgliedern des 
Verwaltungsrathes und dem Rendanten unterzeichnet, und auf der Ruͤckſeite 
der Aktien wird dieſer Nachtrag abgedruckt. 


. * . 8 
Die Prioritaͤts⸗Aktien werden mit A Prozent jaͤhrlich verzinſet und die Zinſen in 
halbjaͤhrlichen Terminen am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres in Breslau gezahlt. 
An den Dividenden nehmen dieſe Prioritäts-Aftien keinen Anthiel. Da⸗ 
gegen haben fie für Kapital und Zinſen das Vorzugsrecht vor den Stamm⸗ 
ktien nebſt deren Zinſen und Dividenden. Zinſen von Prioritaͤts⸗Aktien, deren 
Erhebung innerhalb 4 Jahren von dem in dem betreffenden Koupon bezeichne⸗ 
Zahlungstage nicht geſchehen ift, verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft. 
4 


Die Prioritaͤts⸗Aktien unterliegen der Amortiſation, wozu alljaͤhrlich die 
Summe von 2000 Thaler unter Zuſchlag der durch die eingelöften Prioritäts⸗Aktien 
erſparten Zinfen aus dem Ertrage des Eiſenbahn⸗Unternehmens verwendet wird. 

Die Zuruͤckzahlung der zu amortiſirenden Aktien erfolgt am 1. Juli je⸗ 
den Jahres, zuerſt im Jahre 1846. Es bleibt jedoch der General⸗Verſamm⸗ 

lung 


lung der Eifenbahn-Gefellihaft vorbehalten, den Amortiſationsfonds zu verſtaͤr⸗ 
ken, und fo die Tilgung der Prioritaͤts-Aktien zu beſchleunigen. Auch ſteht der 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft das Recht zu, außerhalb des Amortiſationsverfahrens 
ſaͤmmtliche alsdann noch validirende Prioritaͤts⸗Aktien durch die oͤffentlichen Blaͤt⸗ 
ter zu kuͤndigen und durch Zahlung des Nennwerthes einzulöfen. In beiden 
Faͤllen bedarf es nicht nur der Genehmigung des Staates, ſondern es wird 
auch der Beſtimmung deſſelben die Art der Kündigung, Feſtſtellung der Kuͤn⸗ 
digungsfriſt und der Ruͤckzahlungstermin uͤberlaſſen. 

Ueber die geſchehene Amortiſation wird dem fuͤr das Eiſenbahn⸗Unterneh⸗ 
men beſtellten Koͤniglichen RER alljährlich ein Nachweis vorgelegt. 


. 9. 

Obgleich die Inhaber der Prioritaͤts⸗Aktien, als ſolche, Mitglieder der 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft ſind, ſo ſollen ſie doch in folgenden Faͤllen den Nennwerth 
dieſer Aktien, unter Ausſcheidung aus der Geſellſchaft, von derſelben zuruͤckzu⸗ 
fordern berechtigt ſeyn: 

a) wenn ein Zahlungstermin laͤnger, als 3 Monate unberichtigt bleibt, 
b) wenn en auf der Eiſenbahn laͤnger als 6 Monate 
ganz aufhoͤrt, 
c) — gegen die Eiſenbahn⸗Geſellſchaft Schulden halber Exekution voll⸗ 
reckt wird, 8 
d) wenn Umſtaͤnde eintreten, die einen Glaͤubiger nach allgemeinen geſetzli⸗ 
chen Grundſaͤtzen berechtigen wuͤrden, einen Arreſtſchlag gegen die Ge⸗ 
ſellſchaft zu begruͤnden, a 
e) wenn die im . 4. eb Amortiſation nicht inne gehalten wird. 
In den Faͤllen zu a. bis d. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, ſondern das 
apital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Faͤlle eintritt, zurück 
gefordert werden, und zwar: 
zu a) bis zur Zahlung des betreffenden Zinskoupons, f 
zu b) bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, 
zu c) bis zum Ablaufe eines Jahres, nach Aufhebung der Exekution, 
zu d) bis zum Ablaufe eines Jahres, nachdem jene Umſtaͤnde aufgehoͤrt haben. 
In dem sub e. vorgedachten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kündigungsfrift 
zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts⸗Aktie von dieſem Kuͤn⸗ 
digungsrechte nur innerhall 3 Monaten von dem Tage ab Gebrauch machen, 
wo die Sen Ge des Amortiſationsquantums haͤtte ſtattfinden ſollen. 
ei Geltendmachung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts treten die 
Prioritaͤtsaktien⸗Inhaber in das Verhaͤltniß von Glaͤubigern gegen die Geſell⸗ 
ſchaft und find als ſolche befugt, ſich an das geſammte bewegliche und unbeweg⸗ 
liche Vermoͤgen derſelben zu halten. 


. 6. 

So lange nicht die gegenwärtig kreirten Prioritaͤts⸗Aktien eingelöft, oder 
der Einloͤſungsgeldbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft keines ihrer 
Grundſtuͤcke, — welches zum Bahnkoͤrper gehoͤrt, — veraͤußern, auch eine wei⸗ 
tere Aktien⸗Emittirung oder ein Anleihegeſchaͤft nur dann unternehmen, wenn den 
Prioritaͤts⸗Aktien der jetzigen Emittirung fuͤr Kapital und Zinſen das Vorrecht 

(Fr. 2428.) 10° vor 
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vor den ferner auszugebenden Aktien oder der aufzunehmenden Anleihe reſervirt 
und geſichert iſt. 


27. 
Die Nummern der nach der Beſtimmung des $. A. zu amortiſirenden 
Aktien werden jaͤhrlich im April durch das Loos beſtimmt und ſofort öffentlich 
bekannt gemacht. 


§. 8. 

Die Verlooſung geſchieht durch das Geſellſchafts⸗Direktorium in Gegen⸗ 
wart zweier vereideter Notare in einem, 14 Tage vorher zur oͤffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringenden Termine, zu welchem den Inhabern der Prioritaͤts⸗Aktien der 
Zutritt geſtattet wird 


§. 9. 

Die Auszahlung der ausgelooſeten Aktien, erfolgt an dem im 8. 4. dazu 
beſtimmten Tage in Breslau, von der Geſellſchaftskaſſe, nach dem Nominal⸗ 
Werthe, an die Vorzeiger der Aktien, gegen Auslieferung derſelben. 

Mit dieſem Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Prioritaͤts⸗Aktien 
auf. Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten, noch nicht faͤlligen Zinskoupons 
einzuliefern. Geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag, der fehlenden Zinskou⸗ 
pons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur en der Koupons verwendet. 

Die im Wege der Amortiſation eingeloͤſten Aktien ſollen in Gegenwart 
zweier vereideter Notare verbrannt, und daß dies geſchehen, durch die öffentlichen 
Blätter bekannt gemacht werden. 

Die Aktien aber, welche in Folge der Ruͤckforderung (§. 5.) oder Kuͤn⸗ 
digung (S. A.) außerhalb der Amortiſation eingelöft werden, kann die Geſell⸗ 
ſchaft wieder ausgeben. 


§. 10. 

Diejenigen Prioritaͤts⸗Aktien, welche ausgelooſet oder gekuͤndigt find, und, 

der Bekanntmachung durch die oͤffentlichen Blätter ungeachtet, nicht binnen 

4 Jahren nach dem en zur Einloͤſung praͤſentirt ſind, werden im 

Wege des gerichtlichen Verfahrens mortiſizirt. Es ſollen aber bei jeder alljaͤhr⸗ 

lichen Amortiſation nicht nur die Nummern der alsdann ausgelooſeten, ſondern 

auch diejenigen der ſchon früher ausgelooſeten, noch nicht abgehobenen und noch 
nicht gerichtlich mortifizirten Prioritaͤts⸗Aktien bekannt gemacht werden. 


$. 11. 
Die in den 88. 4. 7. S. 9. vorgeſchriebenen, Öffentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen erfolgen durch zwei Breslauer Zeitungen, die Allgemeine Preußiſche Zeitung 
und eine auswaͤrtige Zeitung. 


$. 12. 5 
Die Inhaber der Prioritäts⸗Aktien find zwar berechtigt, an den General⸗ 
Verſammlungen Theil zu nehmen, aber weder ſtimm⸗ noch wahlfähig. Alle 
uͤbrigen Beſtimmungen des Geſellſchaftsſtatutes vom 16. Maͤrz 1842., ſo weit 
ſie nicht durch den gegenwaͤrtigen Plan und durch die vorſtehenden Bedingungen 
geändert find, finden auch auf die Prioritaͤts⸗Aktien Anwendung. 
Breslau, am 11. Dezember 1843. 


Litt. A. 


Litt. A. 


Prioritäts-Aktie 


der 


Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


| Wegen Erneuerung der 

Koupons nach Ablauf von 

10 Jahren erfolgen jedes⸗ 
mal beſondere Bekannt- 
machungen. 


über 


200 Thaler Preuß. Kourant. 


Jnhabet dieſer Aktie hat auf Höhe des obigen Betrages von Zweihundert Tha⸗ 
lern Preußiſch Kourant Antheil an dem in Gemäßheit Allerhöchſter Genehmigung 
und nach den umſtehenden Beſtimmungen emittirten Kapitale von 


Thalern Prioritäts-Aktien der Breslau-Schweidnitz- Freiburger Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. 
Breslau, den ten 


Der Verwaltungs-Rath der Breslau-Schweidnitz⸗Freiburger 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 
(Namen.) Eingetragen im Aktienbuche Fol. 
Der Rendant (Namen.) 


(Nr. 2428.) Litt. B. 


Litt. B. 
Schema zu den Koupons, welche auf 10 Jahre mit ausgegeben werden. 


Erſter Zinskoupon 
der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗Prioritaͤts⸗ Aktie 


M 


zahlbar am Iften Juli 1844. 


Juhaber dieſes empfängt am 1. Juli 1844. die Zinſen der oben benannten Prioritäts⸗ 


Aktie über 200 Thaler mit Vier Thaler. 
Breslau, den ten 


Der Verwaltungs⸗Rath der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft. 


F Eingetragen im 
infen, deren Erhebung innerhalb A Jahren von dem in dem 
Rn Koupon bezeichneten e ge nicht geſchehen iſt, Kouponduche 
verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. Ne 


(Nr, 2429.) 


ae 


(r- 24299 Allerhöchſte Kabinetsorder vom 28. Februar 1844., die Abänderung des Ab⸗ 
4 6 ſchnitts III. der dritten Abtheilung des Zolltarifs vom 18. Oktober 1842. 
betreffend. 8 


Alk Ihren Bericht vom 12. d. M. beſtimme Ich, daß, ſtatt der im Ab⸗ 
ſchnitte III. der dritten Abtheilung des Zolltarifs vom 18. Oktober 1842. ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen wegen Erhebung des Durchgangszolles beim Tranſit 
auf gewiſſen Straßenzuͤgen, vom 1. Mai d. J. ab, diejenigen anderweiten Ber 
ſtimmungen zur Anwendung kommen ſollen, welche die von Mir vollzogene 
Anlage ergiebt. Dieſe und die gegenwaͤrtige Order haben Sie durch die Ge- 
FR ſetzſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 28. Februar 1844. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats: und Finanzminiſter v. Bodelſchwingh. 


Abſchnitt III. der dritten Abtheilung des Zolltarifs vom 
18. Oktober 1842. 


B. der Durchfuhr blos durch nachgenannte Landestheile oder auf nachge⸗ 
nannten Straßen wird die Durchgangsabgabe dahin ermaͤßigt, daß von den 
beim Ein- und Ausgange hoͤher belegten Gegenſtaͤnden nur erhoben wird: 

1) von Waaren, welche 

a) uͤber die weſtliche Grenzlinie von Wittenberge an der Elbe bis zur 
Donau (beide eingeſchloſſen) ein- und wieder ausgehen; 

b) über die ſuͤdliche Grenzlinie von Saarbruͤcken dieſen Ort einge⸗ 
ſchloſſen) bis zur Ober⸗Elbe (einſchließlich Neuſtadt bei Stolpen) 
ein⸗ und wieder ausgehen, vom Zentner .. 10 Sgr. oder 35 Xr.; 

2) von Waaren, welche 5 

a) über die ſuͤdliche Grenzlinie von Saarbruͤcken bis zur Donau (beide 
eingeſchloſſen) ein- und wieder ausgehen; ingleichen, welche 

b) rheinwaͤrts eingefuͤhrt, aus den Haͤfen zu Mainz und Bieberich, 
aus oberhalb gelegenen Rheinhaͤfen, aus Mainhaͤfen oder aus 
Neckarhaͤfen uͤber die Grenzlinie von Mittenwald bis zur Donau 
(dieſe eingeſchloſſen) wieder ausgehen, und umgekehrt; ferner, welche 

(Fr. 220 c) rhein⸗ 
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ey rheinwaͤrts eingeführt, aus den Häfen zu Mainz und zu Bieberich 
oder aus oberhalb gelegenen Rheinhaͤfen über die Grenzlinie von 
Saarbrücken bis Neuburg a. R. (beide Orte ein geſchloſſen) wieder 
ausgehen oder umgekehrt; endlich, welche 

d) uͤber die Grenzlinie von Schuſterinſel in Baden bis Waidhaus in 
Bayern (beide Orte eingeſchloſſen) ein⸗ und wieder ausgehen, vom 
Jener e URN ee. 41 Sgr. oder 151 Kr. 

vom Stück 

Rthlr. Sgr. Fl. 


3) vom Vieh, und zwar: 


von Pferden, Maulthieren, Eſeln, Ochſen und 
Stieren, Kuͤhen und Rindern 
von Saͤugefuͤllen, Schweinen und Schaafvieh. 


Berlin, den 28. Februar 1844. 


Er. 


ale alıı 


Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. 


